
S a t z u n g 

vom 5. Oktober 1998 

zur Änderung der Satzung über die Erhebung einmaliger 
Beiträge für öffentliche Verkehrsanlagen der 
Ortsgemeinde Schwanheim vom 13. Februar 1996 

Der Gemeinderat hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) 
und der §§ 2 Abs. 1, 7 und 10 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

§ 6 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt: 

2. Enthält ein Bebauungsplan nicht die erforderlichen Fest­
setzungen, sieht er eine andere als die bauliche, ge­
werbliche oder industrielle Nutzung vor oder liegen 
Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu berücksichtigen: 
a) Bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, 

die Fläche von dieser bis zu einer Tiefe von 35 m. 
b) Bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage 

angrenzen, mit dieser aber durch einen eigenen Weg oder 
durch einen Zugang, der durch Baulast oder dingliches 
Recht gesichert ist, verbunden sind, die Fläche zu der 
Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu 
einer Tiefe von 35 m. Grundstücksteile, die 
ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. 

Gehen die Grundstücke über die tief enmäßige Begrenzung 
hinaus, sind zusätzlich die Grundflächen baulicher Anlagen 
zu berücksichtigen, soweit sie zum dauernden Aufenthalt von 
Menschen bestimmt sind. 
Dies gilt entsprechend für gewerblich oder industriell 
genutzte Lager- oder Ausstellungsflächen, Garagen, Park­
und Abstellflächen, soweit diese Flächen über die 
tiefenmäßige Begrenzung hinausgehen. 

§ 2 

Die Änderung tritt am 01.01.1998 in Kraft. 

im, den 05.10.1998 
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Schwarzmüller 
Ortsbürgermeister 
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